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I m N a m e n d e s V o l k e e

U r t e i l

in dem Mechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

.
Prozeßbevollmächtigte:

„ „ „ „ „ ° ° „ ? „ „ °

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte9

Prozeßbevollmächtigter: „ o „ „ „ a „ „ ° „ a

Der 25 Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 27„ April 1972

durch

Vizepräsident " ' B r a c k m a n n
1 — Vorsitzender —‚

Bundesrichter
.

Dro K a i s e r 9
Bundesrichter Dro K r a s n e y „
Bundessozialrichter' Dr° F r o m e n und

Bundessozialriehter M e l z e r

für Recht erkannt;

Die Urteile des Landessozialgerichts Nieder—
sachsen vom 90 Februar 7977 und des Sozialge—
richte Oldenburg vom 100 Februar 1970 sowie der
Bescheiu der Beklagten vom 60 Juli 1967 werden
aufgehobeno

Die Beklagte wird verurteilt? dem Verletzten
Emmanuel ngg;_Verletztenrente zu gewähren, und
zwar an den Kläger? soweit der Anspruch auf ihn
übergegangen isto —
Kosten sind nicht zu erstatteno

„2.—
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Der belgische Staatsangehörige Emmanuel Albert Ifjjgm(l„)

wurde während des 20 Weltkriegs von der deutschen Polizei

in Frankreich festgenommen und im Juni 1941 in Trier zur

Organisation Todt (OT) verpflichtet° Er kam zur or_nin—'
heit Nr„ 47 in Polen„ Mit den vorrückenden deutschen '

Truppen gelangte die Einheit, die im Straßen— und Brücken—

bau eingesetzt wurde9 in die Sowjetunion° Dort trat I„

am 90 September 1942 bei der Arbeit auf eine mine° Durch

die dadurch ausgelöste Explosion verlor er den rechten

Unterschenkel° Die Reichsausführungsbehörde für Unfall—

versicherung (RAfU) erkannte den Unfall mit Bescheid vom

11° August 1944 als Arbeitsunfall an und bewilligte lo

vom 110 März 1943 an eine Teilrente von 70 VOH‚ und vom

10 Januar 1944
an eine Teilrente von 60 VCHC der Vollrenteo

Die Rente wurde wegen der Kriegsverhältnisse nicht mehr

ausgezahlto

Wegen der Folgen dieses Unfalls erhält 10 vom Königreich

Belgien durch das Ministerium für Volksgesundheit und

Familie9 Abteilung "Kriegszivilopfer"9 eine ■ente„

Im Oktober 1963 beantragte das belgische Ministerium für

Volksgesundheit und Familie bei der deutschen Verbindungs«

stelle (Hauptverwaltung der Bergbau—Berufsgenossenschaft)

unter Bezugnahme auf das deutsch—belgische dozialversi—

cherungsabkommen, lo eine mente aus der deutschen gesetze

lichen Unfallversicherung zu gewähren„ Mit dem an lo ge»

richteten Bescheid vom 60 Juli 1967 lehnte die Beklagte

den Antrag abo Zur Begründung führte sie aus: Nach dem

Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch—

land und dem Königreich Belgien über Soziale bicherheit
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vom 70 Dezember 1957 (Allgem° Abko)
— BGBl II 1963,

404 ff (406 ff) —seien die Träger der Unfallversicherung
in der Bundesrepublik Deutschland zur Gewährung von Lei—

stungen nur verpflichtet, wenn das schädigende Ereignis

im Sinne der Reibhsversicherungsordnung (RVG) im Gebiet

der heutigen Bundesrepublik oder im Gebiet von Berlin (West)

oder außerhalb dieser Gebiete9 jedoch im Zusammenhang mit

einer Beschäftigung im Bundesgebiet oder in Berlin GWest)

eingetreten sei. Der Einsatz des Verletzten als Brontar—

heiter bei der OT in Rußland habe nicht im Zusammenhang mit

einer Tätigkeit im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

oder des Landes Berlin (West) gestanden°

Gegen diesen Bescheid hat das Königreich Belgien unter

Hinweis auf das ihm in Art„ 7 Abso 5 der Dritten Zusatzver—

einbarung zum Allgem° Abk° zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale Sicher—

heit vom 7° Dezember 1957 (3° ZV)
— BGBl II 19639 404 ff

(438 ff) w eingeräumte Recht Klage erhoben° Es hat im
Laufe des RechtSstreits eine Vollmacht des Verletzten vor—

gelegt, in der dieser den belgischen Minister für Volksge—

sundheit ermächtigt, gegen den Bescheid vom 60 Juli 1967

Klage zu erheben und seine Rechte wahrzunehmenoy Mit der

{Klage hat das Königreich Belgien geltend gemacht: Die Vor—

aussetzungen für die Gewährung einer Entschädigung aus der

deutschen gesetzlichen Unfallversicherung seien erfüllt°

Der Unfall habe:äch im Zusammenhang mit einer Beschäftigung

im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder des Landes

Berlin (West) ereignetc Die OT habe ihren Sitz in Berlin
(West) gehabt° Außerdem habe I° zur Zeit des Unfalls als

Sitz in Aschaffenburg, also im Gebiet der Bundesrepublik

Deutschland, gehabt habe; ' '
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Das Sozialgericht (SG) Oluenburg hat die Klage durch
‚ _Urteil vom 100 Februar 1970 abgewiesen: Ein sogenannter

Ausstrahlungsfall liege nicht vor° Der Sitz der Zentrale

stelle der OT in Berlin könne nicht als Beschäftigungsort‘

des Verletzten angesehen werden„ ‘

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat die Beru—
fung des Königreichs Belgien durch Urteil vom 9° Februar

1977 zurückgewiesen° Zur Begründung hat es im wesentlichen

ausgeführt;

Der geltend gemachte Anspruch sei nach Arte 50 iVm Anhang G

Abschnitt I A Nr„ ? Buchst() a und b und Abschnitt G der

Verordnung Nr° 3 des Rates der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit—

nehmer vom 250 September 1958 (EUGHVO Nr„ 5 — BGBl 131959‚

473 ff) zu beurteilen, da die EWGMVONro 3 nach ihrem Arte 5

an die Stelle des Allgemonbko und der ZVen getreten seio

Ein sogenannter Ausstrahlungsfall sei jedoch nicht gegeben„

Io habe als Angehöriger der OT in Rußland keine Tätigkeit

ausgeübt‚ die im Zusammenhang mit einer Beschäftigung im

Gebiet der jetzigen Bundesrepublik Deutschland oder des

Landes Berlin (West) gestanden habeo Es möge zutreffen$h

daß 10 zur Zeit des Unfalls mit Angehörigen der Firma Cité

Bau9 Aschaffenburg? zusammengearbeitet habeo Er sei jedoch

bei dieser Firma nicht beschäftigt und damit auch nicht bei

der für diesen Betrieb zuständigen Bayerischen Bau—Berufs—

genossenschaft gegen Arbeitsunfall versichert gewesen„ Die

Zentrale der OT habe ihren Sitz zwar im Gebiet des heutigen

Landes Berlin (West) gehabt° IO sei aber nicht Arbeitnehmer

dieser Zentrale gewesen(} Die Zentralverwaltung der OT könne

nicht als Beschäftigungsort für alle OT—Angehörigen ange—

'sehen werden° lo sei niemals bei der OT—Zentrale in Berlin

beschäftigt gewesen° Beschäftigungsort sei nach 9 155 RVG
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der Ort, an dem die Beschäftigung tatsächlich stattgefunden

habe° Im übrigen sei im Juni 1941 noch nicht abzusehen

gewesen, wie lange I° außerhalb der Gebiete der heutigen

Bundesrepublik Deutschland und des Landes Berlin (West)

habe arbeiten sollen° Bei einer auf unbestimmte Zeit im

Ausland zu verrichtenden Tätigkeit liege aber — wie Art„ 13

der EWG—VONr° 3 zeige — ein Ausstrahlungsfall nicht mehr

vor° Die Beklagte sei an den Bescheid der RAfU vom 11°

August 1944 nicht gebunden„ Das EWG—Rechtbegründe selb—
ständige, gegenüber dem früheren Recht neue Leistungsan—

sprüche° Auch nach der VO zur Uberführung der Ausführungs—

behörde für Unfallversicherung in der britischen Zone vom

14° März 1951 (Uberfdhrungs—VO — BGBl I SO 190) komme nach

der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

eine Haftung der Beklagten aus dem Gesichtspunkt der Rechts«

oder Funktionsnachfolge nicht in Betracht° Die Jberführungs—

VO enthalte eine ausschließlich organisatorische Regelung

in dem Sinne, daß die Beklagte die für die Feststellung

neuer Leistungen und die Zahlung laufender Renten zuständige

Stelle sein soll°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und es im

wesentlichen wie folgt begründet: Die Entscheidung des

LSG stütze sich zum Nachteil des Klägers zu Unrecht auf

die EWG—VONr° 3° Das LSG habe das deutsch—belgische Sozial—

versicherungsabkommen, das durch die EWG-VO Nr„ 3 nicht an

Bedeutung verloren habe, außer acht gelassen° Der Arbeits—

unfall sei von der Beklagten schon deswegen zu entschädigen,

weil sie aufgrund der Bindungswirkung des Bescheides der

RAfU vom 11° August 1944 nach Arte 54 Abs„ 3 Buchst„ b des

Allgem° Abk° zur Leistung verpflichtet gewesen seio Nach

Art° 4 Abs° 3 der 3° ZV seien Rentennachzahlungsanträge
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belgischer BerechtigterÜ sofern der früher zuständig gewesee

ne deutsche Versicherungsträger nicht mehr bestehe9 von der

belgischen Verbindungsstelle an die zuständigen Träger wei»

terzuleiten. Als zuständiger Träger könne nur die bundes—

ausführungsbehörde für Unfallversicherung (BAfU) angesehen

werdeno Diese Auslegung entspre0he dem Sinn des Allgemo

Ablß9 den belgischen Berechtigten Wiedergutmachung zu ge—

währen„ Wenn die Beklagte die Bindungswirkung des Be—

scheids der RAfU nicht gegen.sich gelten lassen müsse7 sei

sie gemäß Arte 43 Abs° 1 Buchsto a des Allgem° Abko zur Gee

währung einer Entschädigung verpflichtet, weil der Arbeits—

unfall sich im Zusammenhang mit einer Beschäftigung im Ge“

bist der Bundesrepublik oder des Landes Berlin (West) ereig«

net habe° Aus Arte 3 Abs„ 1 der 3° ZV ergebe sich eindeutig9

daß die Entschädigungsfälle erfaßt werden sollten9 die sich

vor Errichtung der Bundesrepublik Deutschland ereignet

hätteno Eine Einschränkung des AusstrahlungsprinZips sei

nicht beabsichtigt gewesen„ Bei sinngemäßer Auslegung des

Artc 43 Abso 1 Buchsto a Allgemo Abk° könne der Unfall jedenm
falls nicht von der mit dieser Vereinbarung beabsichtigten

Wiedergutmachung ausgeschlossen werdeno

In der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat hat

der Kläger ausgeführt9 daß auch der Verletzte am Rechts—

streit als kläger beteiligt sei; dies ergebe sich aus der

in den Akten befindlichen Vollmachta *

Der Kläger beantragta {

die Beklagte unter Aufhebung der Urteile

20 und 1° Instanz und des Bescheids der

Beklagten zu verurteilen? dem Verletzten

11:53:“}"_1"für die Folgen des Arbeitsunfalls

vom 90991942 eine dem Grad der unfallbee

dingten Minderung der Erwerbsfähigkeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


angemessene Verletztenrente ab 1„1031944

_zu gewähren und ihr aufzugeben, dem Ver—

letzten die außergerichtlichen Kosten des

gesamten Rechtsstreits zu erstatten,

hilfsweise:

den Rechtsstreit unter aufhebung des ange—

fochtenen Urteils an das Landessozialgericht

Niedersachsen zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung zurückzuverweisen,

weiter hilfsweise:

' das Verfahren auszusetzen9 um den Rechtsstreit

nach Arte 52 Abs„ 2 des Allgem° Abkommens

einem Schiedsgericht zu unterbreiten°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiSen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

II

Entgegen der Ansicht des Königreichs Belgien ist

nur dieses als Kläger am Rechtsstreit beteiligt‚ in

welchem es sowohl aus eigenem als auch aus überge—

gangenem Recht klagt (Arte 7 Absb 5 der 30 ZV)° Der
Verletzte hat zwar dem Sachlich zuständigen Minister

des Königreichs Vollmacht zur Verfolgung seiner Rech—

te erteilt° Dieses hat von ihr in den Vorinstanzen

jedoch keinen Gebrauch gemacht, sondern — wie die jee

weils gestellten Prozeßanträge erkennen lassen — le—

diglich aufgrund seiner ihm durch Art„ 7 Abso 3 der

3° ZV eingeräumten Rechte den Rechtsstreit geführt;
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In der RevisionsinStanz ist eine Einbeziehung des Ver—
letzten in den Rechtsstreit als Kläger ausgeschlossen

(5 168 des Sozialgerichtsgesetzes — 5GG —)„

In der Sache hat die Revision Erfolge

Zutreffend geht das Berufungsgericht in Übereinstimmung

mit der ständigen Rechtsprechung des erkennenden üenats

davon aus? daß die Beklagte nicht schon aufgrund des Ben

s0heids des RAfU vom 110 August 1944 nach % 2 Abs„ 2 Nrg 2

der Verordnung zur Überführung der Ausführungsbehörde für

Unfallversicherung (UV) in der britischen Zone zur Leif

stung verpflichtet ist (BSG 159 2959 297; BG 19659 237;

Urteile des erkennenden Senats vom 14012„1960 — 2 RU 253/57
_

und vom 3101„1967 @ 2 RU 11/64)„ Ob die Ansicht der Revim

sion zutrifft‚ das die Beklagte zur Ubernahme der von der

RAfU festgestellten Unfallentschädigung aufgrund des Arto

54 Abs° 3 Buchsto b des Allgemo Abk„9 welcher allerdings

nicht unter den weitergeltenden Vorschriften im Anhang B

der EWG—VONr° 3 aufgeführt ist, verpflichtet sei, braucht

nicht entschieden zu werden„ Ebenso kann dahingestellt

bleiben9 ob dem Verletzten nicht schon nach 9 5 Abs„ 1 Nr£l9
Abs„ 4 Satz 1 des Fremdrentengesetzes (EEG) ein Rechtsanm

spruch zusteht und dessen Ruhen nach 9 12 FRG aufgrund des

Arto 4 Abs° 1 des Allgemc Abko ausgeschlossen ist„ Es?kdaff

auch keiner Entscheidung9 ob Arte 45 Abs„ 1 des Allgem° Abko

eine Einschränkung des in Arte 4 Abso 1 enthaltenen Grund—

satzes9 daß der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt außer—

halb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland versicherunge—

rechtlich unschädlich ist, bedeutet (“soweit „°c")„ Schließ—
lich ist auch nicht darüber zu entscheiden7 ob in der vor—

liegenden Sache Art() 4 Abs° 1, 43 Abs° 1 des Allgem° Abko

oder Art„ 10 Abs„ 1, Arte 50 der EWGMVO Nr„ 3 iVm deren

Anhang G I Buchsto a Nr° 1 Buchst„ b anzuwenden sind° Zwi—

schen diesen Vorschriften des Allgemo Abko und der EWG—VO
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Nro 3 besteht, soweit der vorliegende Sachverhalt zu

beurteilen ist, inhaltlich kein wesentlicher Unterschied°

Der Anspruch des Verletzten ist jedenfalls nach Art, 4

Abs° 1, 43 Abso 1 des Allgemeinen Abkommens (Art, 10 Abs()

1, Art° 50 der EWGMVONr, 3 iVm deren Anhang G I Buchst°

A Nr, 1 Buchst° b) gegeben,

Danach kommt es darauf an, daß der Unfall, den der Ver—

letzte im Jahre 1942 in der Sowjetunion erlitten hat, im

Zusammenhang mit einer Beschäftigung im Gebiet der Bundes—
republik oder des Landes Berlin (West) eingetreten ist°

Diese Fassung des Gesetzes zwingt, jedenfalls soweit es
sich

um Fälle handelt, welche — wie hier — in einer durch

besondere Verhältnisse gekennzeichneten Vergangenheit lie—

gen, nicht dazu, ihren Anwendungsbereich auf Fälle der von

der Rechtsprechung entwickelten Ausstrahlungstheorie zu be—

schränken, welche in Durchbrechung des Territorialitätsprin-

zips den Geltungsbereich der deutschen Sozialversicherung

unter bestimmten Voraussetzungen über die Staatsgrenzen hin—

aus erweitert (BSG 7, 257, 264 ff; 17, 173, 179; 20, 69, 70
fft‘.)° Sie trägt dem Umstand Rechnung, daß das Deutsche
Reich während des 20 Weltkrieges, möglicherweise über die

Grenze des „rt, 43 der Anlage zur Haager Landkriegsordnung

vom 180 Oktober 1907 (BGBl 1910, S, 107) hinaus (Näheres

s° BSG 7, 257, 267 ff), in den von ihm besetzten Gebieten
nicht nur Einheimische, sondern auch — in besonderem Maße

in den sogenannten besetzten Ostgebieten — deutsche und

ausländische Staatsangehörige als Hilfskräfte der besetzen—

den Truppen einge3etzt und sie der deutschen Sozialversi—

cherung unterworfen hat°

Die Verordnung über Sozialversicherung in den besetzten

Gebieten vom 40 August 1941 (RGB1 I SO 486 = AN 50 II

319) bezog lediglich in diesen Gebieten beschäftigte deut—
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_’|O__

sche Staatsangéhörige in die deutsche bozialversicherung

eino 'Die Verordnung zur Durchführung und Ergänzung dieser

Verordnung vom 10° Februar 1945 (BGBl I so 90 = AN so II
72) dehnte den Personenkreis weiter aus, auch auf Ausländer,

die auf Veranlassung deutscher Stellen in den besetzten

Gebieten tätig waren (5 1 Abs° 1 Buchsto f); sie galt aber

nicht in den beSetzten Ostgebieten (@ 8 Abso 1 Satz 2)°

Für diese sollten, soweit sie der Verwaltung des Reichs—

ministers für die besetzten Ostgebiete unterstellt waren9
besondere Durohführungsbestimmungen erlassen werden (Bogs9

AN 1943 SO II 110)() Allerdings hatte der Reichsarbeitse

minister Oman) bereits im Erlaß vom 230 Dezember 1941 (mit“

geteilt bei Lauterbach, BG 19429 62, 67) angeordnet? daß

ausländische auf Veranlassung deutscher Stellen in den bee

setzten Ostgebieten eingesetzte Arbeitskräfte nach den Vor—

schriften der deutschen UV zu behandeln seieno Im Erlaß

vom 170 März 1943, welcher in den AN 1943 S„ II 132 veröf—

fentlicht, jedoch ebenfalls nur an die Träger der UV9 deren

Aufsichtsbehörden und Verbände gerichtet ist? ersuchte der

RAM — im Einvernehmen mit dem Reichsminister für die besetz—

ten Ostgebiete und im Vorgriff auf eine beabsichtigte Rechts—

verordnung — die reichsgesetzlichen UV—Vorschriften ent—

sprechend der Verordnung vom 100 Februar 1943 in den besetz—

ten Ostgebieten anzuwenden° lm Erlaß vom 290 März 1944

(AN 5° 11 77) schließlich bestimmte er, ebenfalls im Ein—
vernehmen mit dem Reichsminister für die besetzten Ostgee

biete, zur Behebung von Zweifeln — vorbehaltlich einer end—

gültigen Regelung im Verordnungswege —„ daß über die UV hine

aus das gesamte Sozialversicherungsrecht auf die in 9 1

der Verordnung vom 10° Februar 1943 näher bezeichneten Be—

schäftigten in den besetzten Ostgebieten anzuwenden seio

Insgesamt gesehen sind diese Erlasse des RAM‚ unter Berück»

sichtigung der damaligen staatsrechtlichen Gegebenheiten
(BVerfG 9, 63, 69; BSG 12, 1579 158 ff; 18, 93, 95 ff)‚ als
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eine- ausreichende Rechtsgrundlage für den UV—Schutz des

Verletzten im Zeitpunkt seines Unfalls anzuseheno Dies

wird auch dadurch deutlich, daß die RAfU im Bescheid vom

11„ August 1944 einen Arbeitsunfall als vorliegend er—

achtet und eine Entschädigung béwilligt hat°

Der Auffassung des LSG, die von der Beklagten geteilt

wird‚ ein Entschädigungsanspruch nach dem hier anzuwenden—

den Recht entfalle9 weil der Verletzte lediglich außerhalb

des Gebiets der Bundesrepublik und Berlins(West) beschäf—

tigt gewesen, somit der erforderliche Zusammenhang mit

einer Beschäftigung in diesen Gebieten nicht gegeben sei,

wird nicht'gefolgt° Es muß als ausreichend angesehen wer—

den, daß der Verletzte im Gebiet der Bundesrepublik in ein

der gesetzlichen UV unterliegendes Beschäftigungsverhält—

nis zur OT, einem Unternehmen des Reichs mit dem sitz in

West—Berlin, verpflichtet worden ist und, ohne hier eine

Beschäftigung auszuüben9 lediglich außerhalb der Grenzen

der Gebiete der Bundesrepublik und des Landes Berlin Arbei—

ten verrichtet hat° Insofern liegt ein vergleichbarer

Sachverhalt vor, wie er dem Arte 15 Buchsto a der EWG—VO

Nr° 3 zugrunde liegt; in dieser Vorschrift hat der Gedanke

der bereits erwähnten Ausstrahlung eines Beschäftigungs—

verhältnisses über die Staatsgrenzen hinweg seinen Nieder—

schlag gefundeno Nach dem Beschluß der Verwaltungskommis—

sion der EWG vom 180 September 1959 (Amtsblatt der Euro—

päischen Gemeinschaften 1959, 1245) gilt diese Vorschrift
"nicht nur für die Arbeitnehmer9 die bereits in dem Land9

aus dem sie entsandt werden sind, beschäftigt waren? son—

dern auch für diejenigen9 die in diesem Land versichert

gewesen wären9 wenn sie dort von dem Unternehmen beschäf—

tigt worden wären9 das sie zur vorübergehenden Beschäfti—

gung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedsstaates ein»

gestellt hat"()
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Da, wie von den Beteiligten nicht bezweifelt wird‚ die

Voraussetzungen eines Arbeitsunfalls (@ 542 RVO in der

'damals geltenden Fassung) erfüllt sind und die Beklagte für

die Ents0hädigung zuständig ist, ist der Klageanspruch dem

Grunde nach begründeto

Deshalb war die Beklagte — unter Aufhebung ihres Bescheids

und der Entscheidungen der Vorinstanzen—zu verurteilen„

Verletztenrente zu gewähreno

Die Kostenentsoheidung ergibt sich aus 9 193 Abso 4 SGGo
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